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Die Beschwerde der Antragsgegnerin gegen den Beschluss des Sozialgerichts
Kassel vom 15. Februar 2017 wird mit der MaÃ�gabe zurÃ¼ckgewiesen, dass
festgestellt wird, dass der Widerspruch der Antragstellerinnen vom 6. Februar 2017
gegen den Bescheid der Antragsgegnerin vom 16. Januar 2017 aufschiebende
Wirkung hat.

Die Antragsgegnerin hat die notwendigen auÃ�ergerichtlichen Kosten der
Antragstellerinnen auch des Beschwerdeverfahrens zu tragen.

Den Antragstellerinnen wird Prozesskostenhilfe unter Beiordnung von
RechtsanwÃ¤ltin B., B-StraÃ�e, A-Stadt fÃ¼r den zweiten Rechtszug ohne
Ratenzahlung ab Antragstellung bewilligt.

GrÃ¼nde

Die Beschwerde der Antragsgegnerin, mit der diese sinngemÃ¤Ã� beantragt hat,

den Beschluss des Sozialgerichts Kassel vom 15. Februar 2017 aufzuheben und den
Eilantrag der Antragstellerinnen abzulehnen,
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bleibt ohne Erfolg. Die Beschwerde ist zwar zulÃ¤ssig, insbesondere fristgerecht
erhoben worden, aber unbegrÃ¼ndet.

Den Antragstellerinnen stehen die Leistungen, zu deren GewÃ¤hrung das
Sozialgericht die Antragsgegnerin verpflichtet hat, im Ergebnis zu. Allerdings folgt
die Zahlungsverpflichtung der Antragsgegnerin nicht aus dem Vorliegen der
Voraussetzungen fÃ¼r den Erlass einer einstweiligen Anordnung gemÃ¤Ã� Â§ 86b
Abs. 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG). Auf Â§ 86b Abs. 2 SGG kann nicht
zurÃ¼ckgegriffen werden, weil Absatz 1 der Norm als vorrangige Bestimmung
eingreift. Zwar liegt keine der dort ausdrÃ¼cklich aufgezÃ¤hlten Konstellationen
vor, Â§ 86b Abs. 1 SGG ist aber auch dann Â  entsprechend â�� anzuwenden, wenn
ein Widerspruch aufschiebende Wirkung hat, diese Wirkung von der BehÃ¶rde
jedoch nicht beachtet wird (allgemeine Meinung, s. nur Keller; in: Meyer-
Ladewig/Keller/Leitherer, SGG, 11. Aufl. 2014, Â§ 86b Rn. 15). So verhÃ¤lt es sich
hier.

Die Verpflichtung der Antragsgegnerin zur (vorlÃ¤ufigen) Zahlung der Leistungen,
zu denen sie erstinstanzlich verurteilt wurde, ergibt sich aus dem Bescheid vom 29.
Dezember 2016, mit dem den Antragstellerinnen Leistungen in HÃ¶he von
insgesamt 758,14 â�¬ monatlich bewilligt wurden. Dieser Bescheid ist ein
Verwaltungsakt mit Dauerwirkung, durch den eine Regelung Ã¼ber die
GewÃ¤hrung von Leistungen nach dem Dritten Kapitel des Sozialgesetzbuches
(SGB) ZwÃ¶lftes Buch (XII) â�� Sozialhilfe (SGB XII) auch Ã¼ber den Monat Januar
2017 hinaus getroffen wurde. Zwar hat die Beklagte den Bescheid durch weiteren
Bescheid vom 16. Januar 2017 mit Wirkung ab dem 1. Februar 2017 aufgehoben.
Der gegen diesen Aufhebungsbescheid eingelegte Widerspruch der
Antragstellerinnen vom 6. Februar 2017 entfaltet jedoch aufschiebende Wirkung, so
dass es bei der vorlÃ¤ufigen Zahlungspflicht der Antragsgegnerin aus dem
Ursprungsverwaltungsakt bleibt.

Der Einstufung des Bescheides vom 29. Dezember 2016 als Dauerverwaltungsakt
steht nicht die in dessen Text enthaltene Formulierung â��Nach der Berechnung
haben diese Personen â�¹die Antragstellerinnenâ�º insgesamt folgenden Anspruch
auf Sozialhilfe fÃ¼r den Monat 1/2017â�� entgegen. Denn da maÃ�geblich ist, wie
der EmpfÃ¤nger aus objektivierter Sicht den Inhalt des Bescheides verstehen durfte
und musste (sog. objektiver EmpfÃ¤ngerhorizont, s. zu diesem Kriterium nur BSG,
Urteil vom 27. Mai 2014 â�� B 8 SO 26/12 R â�� juris, Rn. 18) kommt es, neben
dem Wortlaut des konkret betroffenen Verwaltungsaktes, fÃ¼r die Interpretation
auch auf sonstige UmstÃ¤nde, wie z.B. den Inhalt vorheriger Bescheide, sonstiger
SchriftstÃ¼cke oder auch auf tatsÃ¤chliches Verhalten der Beteiligten an.

Hiervon ausgehend, spricht fÃ¼r die Auslegung als Verwaltungsakt mit
Dauerwirkung bereits, dass der Bescheid vom 29. Dezember 2016 in der
Ã�berschrift als â��Bescheid Ã¼ber die Ã�nderung von laufenden Leistungen nach
dem SGB XII â�� Drittes Kapitel (Hilfe zum Lebensunterhalt)â�� bezeichnet wird.
Denn ein Ã�nderungsbescheid kann nur vorliegen, wenn Leistungen auf Dauer, d.h.
Ã¼ber den konkret bezeichneten Monat hinaus, bewilligt wurden. BeschrÃ¤nkt sich
der Bewilligungszeitraum dagegen auf einen einzelnen Monat, sind spÃ¤ter
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erlassene Bescheide, mit denen Leistungen fÃ¼r Folgemonate gewÃ¤hrt werden,
Erst- und keine Ã�nderungsbescheide. Die Antragsgegnerin hat sich im Ã�brigen
auch bei den beiden weiteren, von ihr stammenden Bescheiden, mit denen sie den
Antragstellerinnen Leistungen nach dem 3. Kapitel des SGB XII bewilligt hat, bei den
Ã�berschriften an der Terminologie, die bei Verwaltungsakten mit Dauerwirkung
Ã¼blich ist, orientiert: den ersten gegenÃ¼ber den Antragstellerinnen erlassenen
Bescheid vom 21. Dezember 2015 hat sie als â��Bescheid Ã¼ber die GewÃ¤hrung
von laufenden Leistungen nach dem SGB XIIâ�� tituliert, den folgenden
Verwaltungsakt vom 11. Januar 2016 wiederum als â��Bescheid Ã¼ber die
Ã�nderung von laufenden Leistungen nach dem SGB XIIâ��. Hinzu kommt, dass die
Antragsgegnerin, obgleich von ihr in allen drei Bescheiden die Leistungen nur fÃ¼r
einzelne Monate beziffert wurden, Leistungen in entsprechender HÃ¶he auch fÃ¼r
die nicht mehr konkret benannten Folgemonate erbracht hat. Ein objektiver
EmpfÃ¤nger musste daher die Bewilligungsentscheidungen so verstehen, dass sie
nicht nur fÃ¼r den jeweils konkret benannten Monat, sondern auch fÃ¼r den
Zeitraum danach Wirkung entfalten und damit solange Grundlage fÃ¼r die jeweils
ausgezahlten Leistungen sind, bis sie durch einen neuen Bescheid ersetzt werden.
ErgÃ¤nzende Regelungen oder sonstige Hinweise, die einer solchen Auslegung
widersprechen kÃ¶nnten â�� etwa die ErklÃ¤rung, der Bescheid entfalte Geltung
nur fÃ¼r die ZeitrÃ¤ume, fÃ¼r die Leistungen tatsÃ¤chlich ausgezahlt wÃ¼rden
â�� enthalten weder der Bescheid vom 29. Dezember 2016 noch die beiden
Ã¼brigen Bescheide.

Nicht zuletzt hat die Beklagte den Antragstellerinnen noch mit Schreiben vom 29.
Dezember 2016 bescheinigt, dass diese Hilfe zum Lebensunterhalt beziehen und
dass die Leistung â��bis auf weiteresâ�� gewÃ¤hrt wird. Auch dieses Schreiben ist
bei der Auslegung des am gleichen Tage ergangenen Bescheides zu
berÃ¼cksichtigen und rechtfertigt es, diesen Bescheid aus EmpfÃ¤ngersicht als
Verwaltungsakt mit Dauerwirkung einzustufen.

Eine andere Interpretation ist schlieÃ�lich auch nicht aufgrund des Schreibens der
Antragsgegnerin vom 20. Dezember 2016 gerechtfertigt. Dieses Schreiben kann
schon deswegen nicht zur Deutung des Bescheides vom 29. Dezember 2016 als
einer auf den Monat Januar 2017 beschrÃ¤nkten LeistungsgewÃ¤hrung
herangezogen werden, weil sich das Schreiben und der Bescheid vom 29. Dezember
2016 gerade widersprechen. Mit dem vom 20. Dezember 2016 datierenden
Schreiben hatte die Antragsgegnerin den Antragstellerinnen nÃ¤mlich mitgeteilt,
wegen einer GesetzesÃ¤nderung zum 1. Januar 2017 entfalle der Anspruch auf
Sozialhilfeleistungen mit Ablauf des 31. Dezember 2016. Bis zur Ausreise kÃ¶nnten
nur noch fÃ¼r lÃ¤ngstens einen Monat eingeschrÃ¤nkte Leistungen gewÃ¤hrt
werden. Die Antragstellerinnen wurden aufgefordert, bis zum 13. Januar 2017
GrÃ¼nde mitzuteilen, weswegen Leistungen Ã¼ber den 31. Dezember 2016 hinaus
zu erbringen seien. Hiernach wÃ¤re zu erwarten gewesen, dass die Antragsgegnerin
den Antragstellerinnen fÃ¼r Januar 2017 â�� jedenfalls vor Abgabe einer
RÃ¼ckÃ¤uÃ�erung, die erst mit Schreiben vom 12. Januar 2017 erfolgte â�� gar
keine Leistungen gewÃ¤hrt, zumindest aber keine Leistungen in der bisherigen
HÃ¶he. Dies hat die Antragsgegnerin mit dem Bescheid vom 29. Dezember 2016
jedoch nicht getan, sondern regulÃ¤re Leistungen nach dem 3. Kapitel des SGB XII
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bewilligt. Aus objektivierter EmpfÃ¤ngersicht betrachtet hat die Antragsgegnerin
daher mit dem Bescheid vom 29. Dezember 2016 nicht ihre in dem vor vorherigen
Schreiben geÃ¤uÃ�erte Rechtsauffassung umgesetzt, sondern abweichend zu
diesem Schreiben weiter Leistungen im bisherigen Umfang zugesprochen. Dies
verbietet es, das Schreiben fÃ¼r die Auslegung des Bescheides mit heranzuziehen.

Ob, und falls ja, welche rechtlichen Folgen sich aus der Formulierung â��Die
HilfegewÃ¤hrung erfolgt zunÃ¤chst nur vorlÃ¤ufig ohne Anerkennung einer
Rechtspflichtâ�� ergeben, kann hier dahingestellt bleiben, da â�� im Gegensatz zu
den beiden vorherigen Verwaltungsakten â�� der Bescheid vom 29. Dezember 2016
diesen Zusatz nicht mehr enthÃ¤lt.

Klarstellend ist darauf hinzuweisen, dass im Rahmen der Beschwerde nur Ã¼ber
den Zeitraum, fÃ¼r den erstinstanzlich eine Verurteilung erfolgte, zu entscheiden
war (Leistungen vom 8. Februar 2017 bis einschlieÃ�lich 30. Juni 2017, lÃ¤ngstens
jedoch bis zur rechtskrÃ¤ftigen Entscheidung betreffend den Widerspruch der
Antragstellerinnen vom 6. Februar 2017 gegen den Bescheid der Antragsgegnerin
vom 16. Januar 2017), weil die Antragstellerinnen ihrerseits keine Beschwerde
gegen den sozialgerichtlichen Beschluss eingelegt haben. Eine Leistungspflicht der
Antragsgegnerin Ã¼ber den 30. Juni 2017 hinaus besteht daher auf Grundlage des
sozialgerichtlichen oder des hiesigen Beschlusses nicht. Auch darÃ¼ber, ob den
Antragstellerinnen hÃ¶here Leistungen, als ihnen durch den Bescheid vom 29.
Dezember 2016 bewilligt wurden, zustehen kÃ¶nnten, war keine Entscheidung zu
treffen, weil es schon keine Anhaltspunkte dafÃ¼r gibt, dass die Antragstellerinnen
im Rahmen des vorliegenden Verfahrens hÃ¶here monatliche Leistungen, als ihnen
mit diesem Bescheid zugesprochen wurden, begehren.

Die Kostenentscheidung folgt aus einer entsprechenden Anwendung des Â§ 193
SGG.

Auch die Voraussetzungen fÃ¼r die Bewilligung von Prozesskostenhilfe fÃ¼r das
Beschwerdeverfahren lagen vor.

GemÃ¤Ã� Â§ 73a Abs. 1 S. 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG) i.V.m. Â§ 114 S. 1
Zivilprozessordnung (ZPO) ist einem Beteiligten auf Antrag Prozesskostenhilfe zu
bewilligen, wenn er nach seinen persÃ¶nlichen und wirtschaftlichen VerhÃ¤ltnissen
die Kosten der ProzessfÃ¼hrung nicht, nur zum Teil oder nur in Raten aufbringen
kann, die beabsichtigte Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung hinreichende
Aussicht auf Erfolg bietet und nicht mutwillig erscheint.

Diese Anforderungen sind vorliegend erfÃ¼llt. Die hinreichenden Erfolgsaussichten
der Rechtsverfolgung ergeben sich aus den vorgenannten AusfÃ¼hrungen. Die
persÃ¶nlichen und wirtschaftlichen Voraussetzungen fÃ¼r die GewÃ¤hrung von
Prozesskostenhilfe waren ebenfalls gegeben. Die Bewilligung hatte, in Anbetracht
der Einkommens- und VermÃ¶gensverhÃ¤ltnisse der Antragstellerinnen, wie sie sich
aus der ErklÃ¤rung Ã¼ber die persÃ¶nlichen und wirtschaftlichen VerhÃ¤ltnisse
vom 6. MÃ¤rz 2017 ergeben, ratenfrei zu erfolgen.
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Dieser Beschluss ist gemÃ¤Ã� Â§ 177 SGG unanfechtbar.

Erstellt am: 04.01.2022

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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